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Im Namen der Bundesregierung beantworte ich die Kleine Anfrage 313 
der Abgeordneten Kroll, Morgenthaler, Dr. Wahl und Genossen 
wie folgt: 

In Beantwortung der Kleinen Anfragen 229 und 266 der Fraktion 
der SPD vom 7. Februar und 26. Juni 1956 - Drucksachen 2079 
und 2563 - habe ich mit meinen Schreiben vom 11. April 1956 

- Drucksache 2290 - und vom 11. September 1956 - Drucksache 
2680 - zu dem Problem der Freimachung der von den auslän- 
dischen Streitkräften in Anspruch genommenen Wohnungen aus- 
führlich Stellung genommen und den Bundestag eingehend über 
die in Vollzug des Beschlusses des Deutschen Bundestages vom 
19. April 1956 von mir getroffenen Maßnahmen unterrichtet. 

Außerdem habe ich die zuständigen Ausschüsse des Deutschen 
Bundestages mit meinen Schreiben vom 29. Oktober 1956 - II E/5 

- BL 1442 “ 435/56 - und vom 30. November 1956 -* II E/5 - BL 
1442 “ 477/56 - von dem Umfang der Inanspruchnahme von 
Wohnungen durch die ausländischen Streitkräfte nach dem Stand 
vom 30. September und 31. Oktober 1956 in Kenntnis gesetzt. 
Die Übersichten nach dem Stand vom 30. November 1956 werden 
den Ausschüssen in den nächsten Tagen zu gehen. 

Hinsichtlich der Freimachung der von den ausländischen Streitkräften 
in Anspruch genommenen Wohnungen seit dem Jahre 1952 ergibt 
sich folgende Entwicklung: 

Mitte des Jahres 1952 betrug die Zahl der von den damaligen 
Besatzungsmächten in Anspruch genommenen Wohnungen im Eigen- 
tum privater Eigentümer rd. 60 000, Zug um Zug mit der Fertig- 
stellung und Übergabe der im Rahmen der deutschen und auslän- 
dischen ''^Wohnungsbauprogramme erstellten Wohnungen an die aus- 
ländischen Streitkräfte verminderte sich die Zahl von 60 000 Woh- 
nungen bis zum 1. Januar 1956 auf insgesamt 23 663 Wohnungs- 
einheiten. Von diesen 23 663 Wohnungen befanden sich 

16 002 Wohnungen im Eigentum natürlicher Personen, 

4 891 Wohnungen im Eigentum juristischer Personen des 
Privatrechts und 

2 770 Wohnungen im Eigentum der öffentlichen Hand. 
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In der Zeit vom 1. Januar bis zum 30. November 1956 wurden 
weitere 1 4 400 Wohnungen freigegeben, und zwar 1 1 400 Wohnun- 
gen im Eigentum natürlicher Personen, 2000 Wohnungen im Eigen- 
tum juristischer Personen des Privatrechts und 1000 Wohnungen 
im Eigentum der öffcntlidien Hand. Die Zahl der von den aus- 
ländischen Streitkräften in Anspruch genommenen Wohnungen 
betrug somit am 30. November 1956 9263 Wohnungseinheiten. 
Hiervon befanden sich 

4 613 Wohnungen im Eigentum natürlicher Personen, 

2 561 Wohnungen im Eigentum juristischer Personen des 
Privat rechts, 

317 Wohnungen im Eigentum von Bundesgescllschaften und 

1 772 Wohnungen im Eigentum der öffentlichen Hand. 

Die Mitteilungen der Herren Finanzminister und Finanzsenatoren der 
Länder über die Zahl der in Anspruch genommenen Wohnungen 
nach dem Stande vom 31. Dezember 1956 liegen mir noch nicht 
vor. Mir ist jedoch bekannt, daß auch im Monat Dezember 1956 eine 
erhebliche Anzahl von Wohnungen von den ausländischen Streitkräften 
freigegeben worden ist. Es kann angenommen werden, daß am 
31. Dezember 1956 die Zahl der im Bundesgebiet in Anspruch 
genommenen Wohnungen im Eigentum natürlicher Personen weniger 
als 4000 und die Zahl der Wohnungen im Eigentum juristischer 
Personen des Privatrechts weniger als 2300 betrug. 

Von den Eigentümern der in Betracht kommenden Grundstücke 
ist eine beträchtliche Anzahl bereit, die von den ausländischen 
Streitkräften z. Z. noch genutzten Wohnungen an die Bundes- 
republik Deutschland für Zwecke der Stationierungsstreitkräfte zu 
vermieten oder ihre Grundstücke an den Bund zu veräußern. In 
diesen Fällen sind weitere Freimachungsmaßnahmen nicht erforderlich. 
Abgesehen von den Wohnungen im Eigentum juristischer Personen 
des Privatrechts dürften demnach am 31. Dezember 1956 schätzungs- 
weise nur noch etwa 3200 Wohnungen im Eigentum natürlicher 
Personen von der Inanspruchnahme betroffen sein, bei denen die 
Eigentümer an der alsbaldigen Rückgabe ihrer Grundstücke inter- 
essiert sind. 

Der größte Teil der in Anspruch genommenen Wohnungen wird 
Zug um Zug mit der Fertigstellung der bereits im Bau befind- 
lichen deutschen und ausländischen Ersatzwohnungsbauten von den 
ausländischen Streitkräften freigegeben werden. Icli habe die Herren 
Finanzminister und Finanzsenatoren der Länder gebeten, die ihnen 
unterstellten Dienststellen anzuweisen, die genehmigten Wohnungs- 
bauprogramme unter Ausnutzung aller technisdien Möglichkeiten 
beschleunigt fertigzustellen. Den Baufortschrittsberichten der Ober- 
finanzdirektion ist zu entnehmen, daß die Schwierigkeiten, die zu 
Verzögerungen in der Baudurchführung geführt haben (Gelände- 
beschaffung, Facharbeitermangel, Umplanungen infolge veränderter 
Dispositionen der Streitkraftc, Finanzierung von Aufschließungs- 
maßnahmen usw.), inzwischen behoben sind. Es kann daher damit 
gerechnet werden, daß die Masse der im Bau befindlichen Ersatz- 
bauten im Frühjahr 1957, spätestens am 30. Juni 1957 bezugs- 
fertig wird. 
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Wie ich schon in meinem Sdireiben vom 11. Septerfiber 1956 an 
den Herrn Präsidenten des Deutschen Bundestages - Drucksache 2680 - 
in Beantwortung der Kleinen Anfrage 266 ausgeführt habe, hat cs 
sich als notwendig erwiesen, zur Freimachung des noch verbleiben- 
den Restes in Anspruch genommener Wohnungen Schlußfreima- 
ch ungsbauprogramme durchzuführen. Die notwendigen Maßnahmen 
begegneten insofern besonderen Schwierigkeiten, als die Dislozierungs- 
pläne der ausländischen Streitkräfre im Zusammenhang mit der 
Aufstellung der deutschen Bundeswehr häufig Änderungen erfahren 
haben. Ich habe alle nach Lage der Umstände in Betracht kommen- 
den Maßnahmen zur Durchführung dieser Programme eingeleitet. 

Durch diese Schlußfreimachungsbauprogramme und die weiteren 
oben angeführten Maßnahmen wird sichergestellr, daß alle Liegen- 
schaften freigemacht werden, deren Eigentümer ein Interesse an der 
Freigabe ihrer Grundstücke bekundet haben. 

In dem oben dargelegten Umfange hat cs sich nach dem Ablauf 
der in Artikel 48 Abs. 1 des Truppen Vertrages bestimmten Frist, 
bis zu der die vor Inkrafttreten des Vertrages in Anspruch ge- 
nommenen Liegensdiaften weiterhin global als in Anspruch genommen 
galten, sowie nach dem zeitlidien Ablauf des Fortgeltungsgesetzcs 
am 31. Dezember 1956 allerdings nicht vermeiden lassen, die von 
den ausländischen Streitkräften über den 1. Januar 1957 hinaus 
benötigten Wohnungen durch Leistungsbescheide auf Grund des § 85 
des Bundesleistungsgesetzes anzufordern. Denn die Bundesrepublik 
hat sich in Artikel 48 Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 37 des 
Truppen Vertrages verpflichtet, den Streitkräften die von ihnen be- 
nötigten Liegenschaften, erforderlichenfalls auch Wohngrundstücke 
privater Eigentümer, über den 5. Mai 1956 hinaus nach Maßgabe 
des Verfahrens der einschlägigen Bundesgesetzc zur Verfügung zu 
stellen. Nach der ausdrücklichen Bestimmung des § 85 Abs. 2 des 
Bundesleistungsgesetzes ist die Anforderung jedoch auf die Zeit bis 
zum 30. September 1957 beschränkt. Da ferner eine Leistung auf 
Grund dieses Gesetzes nach § 3 Abs. 1 nur dann angefordert wer- 
den kann, wenn der Bedarf auf andere Weise nicht oder nicht recht- 
zeitig oder nur mit unverhältnismäßigen Mitteln gedeckt werden 
kann, hatten die Anforderungsbehörden vor Erlaß des Bescheides in 
jedem Fall auch zu prüfen, ob etwa leerstehende Besatzungs- oder 
Austauschwohnungen zur Verfügung standen. 

Im übrigen sind die Anforderungsbehörden nach § 43 Abs. 1 des 
Bundcsleistungsgesetzes verpflichtet, in Abständen von längstens 
6 Monaten, beginnend mit dem Zeitpunkt der Zustellung des 
Leistungsbesdicides, von Amts wegen zu prüfen, ob die Voraus- 
setzungen der Anforderung noch vorliegcn. Damit ist sichergestellt, 
daß etwaige nach Erlaß des Lcistungsbescheides eingetretene Verän- 
derungen der tatsächlichen Verhältnisse, insbesondere das Freiwerden 
von Besatzungs- oder Austausch Wohnungen, von Amts wegen be- 
rücksichtigt werden. 


Schaffer 
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